Tagung zur EÖV3 am 3.2.07 im Haus der Kirche in Bonn

Vortrag: Von Basel über Graz nach Sibiu: wozu brauchen wir eine 3. Europäische Ökumenische Versammlung?

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde,

Die Einladung zu diesem Vortrag hat mir die Versuchung beschert, mich nach vielen Jahren mal wieder in die alten Papiere und Bücher zu vertiefen. Ein aufregendes und verführerisches Unternehmen, bei dem eine Fülle von Bildern und Geschichten auftauchte.

Ich werde versuchen, ein paar Spuren nachzuzeichnen – ohne jeden Anspruch auf befriedigende Vollständigkeit!

I. Der Beginn des Konziliaren Prozesses – die Zeit drängt

Die Zeit drängt – und das Ende der Geduld. Zwei Bücher, die es in sich hatten damals! In Vancouver, bei der VI. Vollversammlung des ÖRK 1983 hatten die Delegierten der DDR-Mitgliedkirchen beantragt, das von Bonhoeffer geforderte Friedenskonzil 1934 zu verwirklichen und als Themen die Trias Friede, Gerechtigkeit und  Ökologie genannt. 1984 empfahl der Zentralausschuss des ÖRK, eine ‚Weltkonvokation für Gerechtigkeit, (auf heftige Forderungen der Kirchen des Südens hin nun an erster Stelle), Frieden und Ganzheit der Schöpfung ‚ einzuberufen.

Carl Friedrich von Weizsäcker hat auf dem Kirchentag 1985 in Düsseldorf in Aufnahme von Dietrich Bonhoeffers Plädoyer ebenfalls ein Konzil des Friedens gefordert – eine weltweite Versammlung aller christlichen Kirchen. Er rief dazu auf, alle Bereiche des Lebens durchzubuchstabieren, von der Weltwirtschaftsordnung über die Energiefragen bis zu einer Theologie des Friedens – und dringend die notwendigen Antworten im Reden und Tun zu finden auf die drängenden Überlebensfragen. Ich sehe mich noch in der überfüllten Halle auf der Erde sitzen, gebannt  und begeistert. Und es  war überwältigend: mehr als 100.000 Unterstützungserklärungen löste dieser Aufruf aus. Der Reformierte Generalkonvent in der DDR und das Moderamen des Reformierten Bundes in der BRD gaben eine entsprechende gemeinsame Erklärung heraus und im November beschloss die EKD-Synode in Trier, im Einklang mit den konfessionellen Zusammenschlüssen und ebenfalls mit Bezug auf Vancouver ‚in einem konziliaren Prozeß bei der Klärung der Fragen mitzuwirken, was Christen im Zeugnis für diesen Frieden und für ein Leben aus diesem Frieden tun können und müssen.’ 

’ Die Menschheit befindet sich in einer Krise, deren katastrophaler Höhepunkt wahrscheinlich noch vor uns liegt. Diese Einsicht wird das Ergebnis unserer rein weltlichen Analyse sein.’
 So schreibt von Weizsäcker 1986 in seinem  Buch ‚ Die Zeit drängt, Eine Weltversammlung der Christen für Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung’. Und weiter: ’Jetzt, da die neuzeitliche Zivilisation die reale Möglichkeit entdeckt, die Natur, von der sie lebt, selbst zu zerstören, treten die altüberlieferten Bilder vom Gericht zum erstenmal aus der kosmischen Gleichnisrede in den Gesichtskreis unseres konkreten Handels. Jetzt sind sie mit unserem Handeln nicht nur moralisch und jenseitig, sondern diesseitig-kausal verbunden. Wir können das Gericht über uns selbst herbeiführen. Könnte auch das Himmelreich in unsere Geschichte eintreten, wenn wir nur bereit wären, es zuzulassen? Die Kirche und die neuzeitliche Kultur werden hierdurch gleichermaßen genötigt und befähigt, ihr eigenes Selbstverständnis zu überprüfen. Die Aufgabe ist unermesslich. Aber die Zeit drängt. Was kann die Weltversammlung der Kirchen, was kann der konziliare Prozess, der sie vorbereitet, dazu beitragen?’

Seine Antwort: rationales Denken und prophetische Rede – und er diskutiert das an den Themen ‚soziale Gerechtigkeit, politischer Friede, Bewahrung der Natur, fragt nach der Herkunft der Probleme und entwickelt unter dem Stichwort ‚Zur Theologie des Friedens’ Perspektiven zu Gerechtigkeit, Friede, Bewahrung der Schöpfung und einer Friedensethik für heute. Nicht zuletzt: Praktische Schritte. Drängende Ungeduld zieht sich durch das ganze Büchlein. Weizsäcker beklagt 1986 die Seelenruhe, mit der angesichts der Krisen eine Kirchen-Konferenz erst für 1990 geplant werde.
 Die Einladung zum Friedengebet durch Papst Johannes Paul II in jenem Jahre  nach Assisi ist ihm zumindest ein Hoffnungszeichen dafür, dass sich die römisch-katholische Kirche an dem notwendigen Prozess beteiligt. 

Ja, und das andere  Buch, das dann 1987 erschien und die heftigen Reaktionen auf von Weizsäcker bündelt, hieß: Das Ende der Geduld - Carl Friedrich von Weizsäckers >Die Zeit drängt< in der Diskussion. Erhard Eppler, der gerade zu seinem 85 sten Geburtstag gewürdigt wurde, fragt darin weiter:

Was bedeutet die Möglichkeit des atomaren Winters für eine christliche Lehre vom Frieden?

Was meinen Christen, wenn sie immer wieder darauf bestehen wie in der Friedensdenkschrift der EKD von 1981, das Frieden eine politische, keine technische Aufgabe sei?

Welchen Stellenwert im Leben von Christen kann Sicherheit haben?

Dürfen Christen das, was sie zu Recht oder Unrecht für ihre Sicherheit halten, auf Kosten anderer errüsten wollen?
 Und er erinnerte daran, dass nach 30 Jahren kontroverser Debatten endlich ein Prozess nötig sei, in dem man sich über neue Fragen verständigt - und dies im Dialog. Denn darum ging es: als Kirchen einen anderen Weg zu finden als betonierte Positionen, aggressive Kontroversen, miteinander zu ringen um die Analyse der gegenwärtigen Herausforderungen und erst recht um mögliche Antworten. Das war hoch brisant, im Westen wie im Osten.

Trutz Rendtorff mahnt denn auch: Nehmt Euch Zeit, Lili Schoeller fragt: Sind die Kirchen überfordert? Und Christine und Ulrich von Weizsäcker  diskutieren ‚Warum Fehlerfreundlichkeit?’  Günter Altner schreibt von Haushalten als Empfangen und Teilen.

1987 schließlich lud der ÖRK die Mitgliedskirchen und die römisch-katholische Kirche dazu ein, gemeinsam  eine Weltversammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung vorzubereiten.

Ich erlaube mir, so ausführlich von diesen Büchern zu reden, weil sie bündeln, was intensiv und leidenschaftlich in jenen Jahren diskutiert wurde: das wie und das was der Herausforderungen für Christinnen und Christen, für die Kirchen – und was sich bündelte in dem Begriff: Konziliarer Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung. Hinter diesen Texten stehen Erfahrungen vieler Menschen mit ihrem Einsatz für eine gerechte Entwicklung durch eine Veränderung ihres Lebensstils‚ wie ‚einfach leben’ und Proteste gegen die Abholzung von Regenwäldern, umstrittene Demonstrationen gegen die Nachrüstung,  in Ostdeutschland etwa die gefährliche Verbreitung des Zeichens ‚Schwerter zu Pflugscharen’ und die spektakuläre Gründung einer Umweltbibliothek, der Kampf gegen Atomendlager und Atomkraftwerke und vieles, vieles mehr. Aber auch Gründungen von ökumenischen Netzwerken, eine Fülle von regionalen ökumenischen Versammlungen (Siegen, Stuttgart, Basel, Utrecht, Assisi,  Königstein, Stuttgart, Kiel, Berlin, Oldenburg, Bremen, Ulm, Hannover, Nürnberg, Aachen, Dortmund). Eine Dokumentation der Versammlungen in Dresden (April 1989) und Magdeburg (Oktober 1988) aus dem Jahr 1990 spiegelt eindrücklich den mutigen, intensiven Prozess in den Kirchen der DDR. Auf die Entwürfe von Magdeburg waren1400 Stellungnahmen aus Gemeinden, Gruppen und von Einzelnen eingegangen, die dann in Dresden beraten und in einen Beschluss zur Weiterarbeit in zwölf Einzeltexten zu konkreten Themen mündeten. Damals wurden drei ‚vorrangige Optionen’ formuliert – für die Gewaltfreiheit, für die Armen, für den Schutz und die Förderung des Lebens.

II. Die Erste Europäische Ökumenische Versammlung - damals noch EÖV

Die Erste Europäische Ökumenische Versammlung in Basel 1989 brachte Menschen aus allen Regionen Europas zusammen, brachte Menschen aller in Europa lebenden Konfessionen zusammen – das erste mal seit der Kirchenspaltung, brachte Menschen mit den verschiedenen Themen, Anliegen, Visionen zusammen, die in den Jahren gärten. Die Veranstalter, die Konferenz Europäischer Kirchen und der Rat der Europäischen Bischofskonferenzen unternahmen das Risiko, sich darauf einzulassen, aus diesen Divergenzen mit vielen Krisen und Konflikten eine Konferenz zu gestalten, einen Raum für Delegierte und Gruppen, für Vertreter der Basis und der Kirchenleitungen.

Das Bild vom gemeinsamen Haus Europa machte die Runde – da waren die Möglichkeiten, mit denen wir heute Europa gestalten, ja noch in keinster Weise absehbar. Es wurde heftig gestritten über die Aussagen zur Friedenspolitik und den Primat der Gewaltfreiheit. Ich erinnere mich noch an die heißen Debatten um das Sondervotum der Friedenskirchen, die jeglichen Einsatz von militärischen Mitteln ablehnten. 

Am letzten Montag hat bei uns im Kirchenamt das Kuratorium des Ökumenischen Dienstes/ Schalomdiakonat getagt. Es ist ein direktes Kind der 1. EÖV. Ein Beschluss, den die Friedenskirchen und Kommunitäten eingebracht haben, lautete: ‚Wir regen die Bildung von ökumenischen ‚Schalom-Diensten’ an. Frauen und Männer, die sich in solchen Diensten engagieren, werden ihre eigene Kirche als Teil des dienenden Gottesvolkes unter allen Völkern erkennen lernen. Wir verpflichten uns, diesen aktiven Geist des Schalom auszubreiten.’
 1992 hat sich aus der Initiative des Laurentiuskonventes heraus der Verein Schalomdiakonat gegründet. Inzwischen, nach 15 zum Teil mühseligen Jahren, ist er ein kirchlicher Beitrag zum Zivilen Friedensdienst, der Frauen und Männer aus verschiedenen Kirchen, Ländern und gesellschaftlichen Bereichen in gewaltfreier Konfliktaustragung, Mediation, Spiritualität der Gewaltfreiheit und Konflikttheorie qualifiziert und dafür von vielen Kirchen, auch der EKiR genutzt wird.

Ein weiterer Aspekt: Im Jahre 1988, ein  Jahr vor Basel, hatte der ÖRK die Ökumenische Dekade – Kirchen in Solidarität mit den Frauen (1988-1998) eröffnet. Seit dem Sheffield Report zum Thema 'Gemeinschaft von Frauen und Männern in der Kirche’ im Jahre 1982 war nicht mehr zu leugnen, dass dieses Thema eine zentrale Herausforderung für die Mitgliedskichen weltweit bedeutet. Und spätestens seitdem gab es eine Fülle von - allerdings zumeist von den Frauen in den Kirchen erkämpften - Veranstaltungen, Hearings, Gottesdiensten, Aktionen. In Basel nun war der Anteil der Frauen signifikant höher als in bisherigen ökumenischen Versammlungen ( 35% weibliche Delegierte, mehr als 40% Frauen in verantwortlichen Rollen als Rednerinnen, Moderatorinnen, Mitwirkung im Gottesdienst e.t.c.). Auf dem Rhein lag das Frauenschiff - ein Ort, um feministische Theologie und  Liturgie, Analyse und Selbstverpflichtung zu formulieren und zu feiern. In dem Schlussdokument der 1.EÖV wird die Folge weltweiter Ungerechtigkeit und die gegenwärtige Krise für Frauen beschrieben. So heißt es dann im Blick auf das Thema Arbeit: ‚...wir fordern ein Verständnis von Arbeit, bei dem Frauen und Männer gleichen Zugang zu allen Tätigkeiten haben und jeder seinen oder ihren rechtmäßigen Anteil bekommt.....Dazu könnte auch gehören, dass Arbeitstellen geteilt werden, und gleichzeitig ein Mindesteinkommen für alle Mitglieder der Gesellschaft garantiert wird, ob sie Arbeit haben oder nicht.’ Die Europäische Versammlung bekräftigt in ihrer Schlussbotschaft die Selbstverpflichtung zum Aufbau einer neuen Gesellschaft, ‚in der Frauen und Männer zu gleichen Teilen Verantwortung tragen`.

Deutlich ist am Ende der Versammlung, dass der Prozess gerade erst beginnt: ‚Ja, wir haben festgestellt, dass die EÖV Teil eines Prozesses und nicht ein einmaliges Ereignis ist. Was nach Basel geschieht, wird von größter Wichtigkeit sein. Wir fordern die Kirchen und Christen in Europa auf, in einen Rezeptionsprozess einzutreten. Das lebendige Zeugnis der Kirchen, Gemeinschaften und Pfarrgemeinden wie auch einzelner Christen in ihrem täglichen Leben wird die tatsächlichen Auswirkungen unserer Versammlungen zeigen.’ ( Nr. 95)

III. Die Weltversammlung in Seoul

Die Turbulenzen der nächsten Monate und Jahre, die atemberaubenden Veränderungen in Deutschland und in und zwischen den Blöcken in Ost und West wurden von vielen Menschen getragen und durchgesetzt, die sich im Konziliaren Prozess durch Friedensgebeten und Widerstandsaktionen  verwurzelt und durch die ökumenischen  Versammlungen gestärkt und ermutigt fühlten. 

Zugleich war auf Weltebene die Zeit reif für die Weltversammlung für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung. In jenem dramatischen November 1989 kam endlich die Antwort des Vatikans auf die Einladung des ÖRKs nach Seoul: man werde 20 Berater entsenden. Allerdings hatte man sich sowohl an den Vorbereitungen als auch finanziell beteiligt. Eine Enttäuschung, zumal angesichts der gemeinsamen Trägerschaft der vorhergegangenen Versammlung auf europäischer Ebene.

Vor der Weltversammlung war ein Diskussionspapier versandt worden, außerdem gab es als Vorkonferenzen ein Gerechtigkeitsforum, eine Jugendkonsultation und ein Frauenforum. 38% der Entsandten in Seoul waren Frauen. Sie einigten sich auf ein Dokument: 'Frauen schließen eine Bund für die Bejahung des Lebens’. Festgestellt wird u. A., 'dass religiöser Fundamentalismus in allen Religionen vor allem eine Bedrohung für Frauen bedeutet’. 

Die Versammlung verabschiedete eine Botschaft und 10 Affirmationen / Grundüberzeugungen mit der Struktur: wir bekräftigen, wir widerstehen, wir verpflichten uns.

Grundüberzeugung IV sagt:... Wir werden jeder patriarchalischen Struktur widerstehen, die die Gewalt gegen Frauen in der Familie und in der Gesellschaft verfestigt, die ihre Arbeitskraft und ihre Sexualität ausbeutet. In diesem Zusammenhang heben wir besonders bedrohten Frauen hervor – die Armen und/oder Schwarzen, Dalits, die Frauen der Urvölker, Flüchtlinge, ausländische Arbeitnehmerinnen und Frauen aus Gruppen, die besonderer Unterdrückung ausgesetzt sind. Wir widerstehen allen Herrschaftsstrukturen, die die theologischen und spirituellen Beiträge von Frauen zurückweisen und ihnen die Mitwirkung an den Entscheidungsprozessen in Kirche und Gesellschaft verwehren.’

Einige Sätze aus Grundüberzeugung VI:

‚....die einzige Möglichkeit für einen dauerhaften Frieden ist Gerechtigkeit...Wir bekräftigen Gottes Frieden in seiner ganzen Bedeutung. Wir werden alle Möglichkeiten ausschöpfen, um Gerechtigkeit und Frieden zu schaffen und Konflikte durch aktive Gewaltfreiheit zu lösen. Wir werden jedem Verständnis und System von Sicherheit widerstehen, das den Einsatz von Massenvernichtungsmitteln vorsieht...’

Und Grundüberzeugung IX beginnt: Wir bekräftigen die Würde und das Engagement der jüngeren Generation.... Wir bekräftigen den Anspruch der Kinder auf Würde, die sich aus ihrer besonderen Verletzlichkeit und aus ihrem Bedürfnis nach Zuwendung und Liebe ergibt; Wir bekräftigen die Tatsache, dass junge Menschen Kreativität und Opferbereitschaft in den Aufbau einer neuen Gesellschaft einbringen... Wir werden jeder Politik oder Autorität widerstehen, welche die Rechte der jungen Generation missachtet, sie missbraucht oder ausbeutet.’ 

IV 
Der Prozess geht weiter

Der Zentralausschuss des ÖRK hat 14 Tage nach der Weltversammlung getagt. Nun ging es darum, Strukturen zu schaffen, die den begonnenen  Prozess fortsetzen

· zu gewährleisten, dass die Themen bei der nächsten Vollversammlung in Canberra weitergeführt werden

· dass in Genf die Themen in der Struktur des ÖRK verankert werden

· die Zusammenarbeit mit der römisch-katholischen Kirche zu vertiefen.

Der Rat der EKD hat im Juli 1990 festgestellt:

"Erfahren wurde im Konziliaren Prozess

· die Gefährdung des Lebens trifft die Kirchen im Zentrum des Glaubens

· eine neue Einheit von Spiritualität und Praxis wurde erlebt

· Kirchen als verfasste Institutionen und  Gruppen und Initiativen sind aufeinander angewiesen"

Die Synode des Bundes der Ev. Kirchen diskutierte im September in Leipzig die Ergebnissee. Heino Falke hat insbesondere die Spannung zwischen der aktuellen Situation im wiedervereinigten Deutschland und den langfristigen globalen Herausforderungen betont. Er benannte drei Problembereiche:

· die drängende Frage der wirtschaftlichen Gerechtigkeit

· die Notwendigkeit, Solidarität mit Osteuropa zu praktizieren ohne Desolidarisierung mit dem Süden

· wie werden wir eine Kirche des Friedens?

Der Beschluss der Leipziger Synode war ein wichtiger Impuls dafür, dass der Vorstand der ACK beschloss, eine Konsultativgruppe ‚Konziliarer Prozess’ im Anschluss an die bisher bestehende Konsultativgruppe Ost zu berufen. Ein Ergebnis war, der ACK das Engagement im „Arbeitsvorhaben für die Überwindung von Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Gewalt“ vorzuschlagen.

Inzwischen war die Dekade in ihrem dritten Jahr. Der ÖRK lud zu einer Konferenz zur Dekademitte für 1993 ein. Weltweite Themen waren:

- 
 die wachsende Gewalt gegen Frauen

· die sich zuspitzende wirtschaftliche Situation von Frauen

· die mangelhafte Beteiligung von Frauen.

Im Vorfeld gab es eine Reihe von regionalen Dekadekonferenzen zum Thema ‚Gewalt gegen Frauen’. Die europäische Dekadekonferenz fand in Corrymeela statt, in Nordirland. Als damals inzwischen hauptberufliche Dekadearbeiterin, für die meine Landeskirche eine Stelle geschaffen hatte, durfte ich dorthin, zusammen mit Annemarie Müller vom Ökumenischen Informationszentrum in Dresden. Ich hatte selbst erfahren, wie bedrückend es war, dass das Thema  Gewalt immer mehr zum Zentrum der Arbeit werden musste – und wie belastend und ungewollt es war, Themen wie Kinderprostitution, Frauenhandel, genitale Verstümmelung , Zwangsheirat aus der Verdrängung heraus zu holen, sich ihnen zu stellen und Aktionen dagegen zu initiieren . Aber dass es nun kirchliche Beratungsstellen und Schutz und Begleitung für Opfer von Frauenhandel gibt, dass Kinderprostitution und die Verantwortung der Freier für jede Form von Zwangsprostitution inzwischen nicht mehr zu leugnen ist, ist auch ein Erfolg der Aktivitäten vieler Frauen – und auch Männer – im Rahmen der Dekade.

Ein zweiter Impuls des ÖRK war das  ökumenische Besuchsprogramm zur Dekademitte mit Männern und Frauen aus der weltweiten Ökumene: eine aufregende Reise war das für mich. Auch in Deutschland landete das Besuchsteam bei den vier Problemkreisen: Partizipation, Gewalt, wirtschaftliche Benachteiligung, Rassismus. Auf der abschließenden Schlusskonsultation in Hannover wurde gefordert, die Anliegen der Dekade stärker mit dem Konziliaren Prozess zu verbinden. 

Die Auflösung des Eisernen Vorhangs hatte  dazu geführt, dass Krieg in Europa nicht mehr möglich schien – umso größer war das Entsetzen über den Ausbruch der  Konflikte und dann Gewalt im ehemaligen Jugoslawien. Ich erinnere mich noch an den Tag, an dem ich das erste Mal in den Nachrichten von den Vergewaltigungen im Zusammenhang dieses Krieges hörte. Für uns Frauen aus dem Ökumenischen Forum Christlicher Frauen in Europa in meiner Region war das der Beginn der Mahnwachen in Solidarität mit den „Frauen in Schwarz“ in Belgrad, Sarajevo, Rom, Jerusalem, Haifa, Madrid, Genf und an vielen anderen Orten in Europa und weltweit.

Und das Thema „Gewalt“ überrollte uns damit in doppeltem Sinn: als Gewalt gegen Frauen im Rahmen von männlichen Kriegsstrategien - und als Frage danach, wie Frauen, Kinder und Männer in konkreten lebensbedrohlichen Situationen  zu schützen sind. Hätten die Konflikte durch Friedenarbeiter und –innen verhütet werden können? Ab welchem Punkt ist militärisches Eingreifen die einzig mögliche Chance, Menschen zu schützen?

In dieser Zeit entstand die Frage nach eine zweiten Europäischen Ökumenischen Versammlung. Europa war  durch tiefgreifende Umbrüche verändert – und die Kirchen mussten neu buchstabieren, was Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung nun heißt.

Ökumenische Versammlungen, Synodendebatten und Beschlüsse, Entstehung von Arbeitsstellen Konziliarer Prozess, Einrichtung der Stellen für Frauenbeauftragte, Umweltbeauftragte, landeskirchliche Ausschüsse, Kirchentage, der Konsultationsprozess 

der Kirchen zur wirtschaftlichen und sozialen Lage, das Studienvorhaben der EKD zu Gewalt gegen Frauen, eine Fülle von Aktivitäten zeigen, dass der Konziliare Prozess in die Tiefe und in die Breite ging.

Die Ankündigung dann, dass die zweite Europäische Ökumenische Versammlung unter dem Thema  „Versöhnung  - Gabe Gottes und Quelle neuen Lebens“ stattfinden sollte, provozierte heftige Anfragen. Es klang zu sehr nach Verdrängung und Verbrämung, so die Frauen der  bundesdeutschen Dekadekonferenz.

In Erfurt fand 1996 eine ökumenische Versammlung zum Thema  „Versöhnung suchen – Leben gewinnen“ statt, mit einer Vorkonferenz zur Ökumenischen Dekade, eröffnet von Bischof Dr. Wanke. Sie endete mit Forderungen nach

· Gleichberechtigung in Ausbildung, Forschung und Lehre

· Theologischer Reflexion bisheriger Rollenfestlegungen von Frauen und Männer

· Fachkompetente Alphabetisierung von Frauen und Männern in den Gemeinden in Wirtschaftsfragen

· Gerechte Beteiligung  von Frauen in Finanz-, Struktur- und Zukunftsdebatten und Entscheidungen

· Soziale Absicherung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse

· Sicherung von Frauenarbeitsplätzen

· Gerechte Verteilung von Familien-, Sozial- und Berufsarbeit

· Einem geschlechtsspezifisch aufgeschlüsselten Armuts- und Reichtumsbericht für die BRD.

Die Abschlusserklärung von Erfurt greift die Anfragen an den Begriff Versöhnung auf:

„Versöhnung ist ein Wort, das hoffen lässt, Feindschaft könne überwunden, Unrecht wieder gut gemacht, verletztes Leben wieder geheilt werden. Es weckt aber auch Unbehagen und Widerstand aufgrund bitterer Erfahrungen, dass das Reden von Versöhnung oft missbraucht wird, um Unrechtsverhältnisse zu beschönigen und zu festigen.“

V. Zweite Europäische Versammlung in Graz 

 Mit 10.000 Personen waren zu der 2. Europäischen Ökumenischen Versammlung, zu der KEK und CCEE eingeladen hatte, mehr Menschen angereist als man erwartet hatte. Etwa 60% sollen aus Osteuropa gekommen sein. Dass die rumänische Gruppe die Zahl der Teilnehmenden aus Deutschland noch übertroffen hat, war ein Zeichen dafür, dass die zentral- und osteuropäischen Länder auch im Konziliaren Prozess ökumenisch präsent waren.

Diejenigen, die für eine meist inhaltlich sehr intensive und lange vorbereitete Mitarbeit an Ständen, in Foren und begleitenden Veranstaltungen nach Graz gekommen waren, hatten zumeist klare Erwartungen an die Versammlung und ihr Ergebnis. Die Aussagen der ersten ökumenischen Versammlung in Basel 1989 sollten verbindlich weitergeführt, auf keinen Fall hinter sie zurückgegangen werden. 

700 Delegierten, Vertreter/innen von Partnerorganisationen und Beratende nahmen den Basistext, der bereits im Vorbereitungsprozess an alle Kirchen verschickt worden war, an. Ebenso auch eine "Botschaft", die während der Versammlung entworfen und im Abschlussgottesdienst verlesen wurde. Der im Vorfeld versandte Teil B mit den sachlichen Ausführungen zu den sechs Themenfeldern, nämlich (1) Suche nach der sichtbaren Einheit zwischen den Kirchen, (2) Dialog mit den Religionen, (3) Einsatz für soziale Gerechtigkeit, (4) Versöhnung zwischen den Völkern und Nationen und Stärkung gewaltfreier Formen der Konfliktbewältigung, (5) neue Praxis ökologischer Verantwortlichkeit und (6) gerechter Ausgleich mit anderen Weltregionen, wurde als "Hintergrundtext" zu einer Liste von "Handlungsempfehlungen" angenommen.

Hatte der konziliare Prozess in Basel noch drei Fokuspunkte, nämlich Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung, so waren es in Graz sechs Themenbereiche plus der (vornehmlich theologischen) Arbeit am Hauptthema "Versöhnung". Überraschend war, dass  die aktuellen Konflikte in Europa nicht bearbeitet wurden, weder die in Nordirland noch in Bosnien. Offenkundig wurde, welcher Versöhnungsbedarf unter den Kirchen selbst in zahlreichen Ländern angesichts von ungleichzeitigen Entwicklungen und konfessioneller und nationalistischer Differenzen besteht. Die Frage der Versöhnung war nicht nur  eine Aufforderung nach außen, sondern vor allem eine ernsthafte Frage an die Kirchen selbst und ihr glaubwürdiges gemeinsames Zeugnis.

In den Texten gab es klare Worte für Versöhnungsschritte und Solidarität mit Ausgegrenzten, für Gleichberechtigung von Frauen und die Einrichtung von Friedensfachdiensten und Konfliktschlichtungsmöglichkeiten, für einen Schuldenerlass der ärmsten Länder zum Jahr 2000 und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. 

Das wichtigste Ergebnis ist wohl, dass die Delegierten in Graz beschlossen, das Thema der Versöhnung untereinander aufzugreifen. Eine Arbeitsgruppe erstellte dann 1999 einen 1. Entwurf der Charta Oecumenica, der von den Leitungsgremien der Europäischen römisch-katholischen Bischofskonferenz (CCEE) und der Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) auf den Weg in ihre Mitgliedskirchen gebracht wurde. Ein wichtiger ökumenischer Schritt war, dass sich die orthodoxen Kirchen an dem Prozess beteiligt haben. Der  Entwurf wurde aufgrund der Stellungnahmen aus den europäischen Kirchen überarbeitet und schließlich in Straßburg im Jahre 2001 anlässlich einer Begegnung mit einer großen Zahl Jugendlicher aus allen Kirchen Europas verabschiedet. 
 Besonders stark ist mir die Bibelarbeit zur Emmaus-Geschichte  in Erinnerung geblieben, während derer wir zu zweit – je eine  oder einer derer, die in CCEE oder KEK ihre Kirchen vertreten und eine Jugendliche oder ein Jugendlicher  - für eine Weile miteinander auf den Weg geschickt wurden. Wir waren gefragt, einander zu erzählen, einander mitzuteilen, wer der Auferstandene für uns ist und was als Aufgabe vor uns liegt, in seiner Nachfolge, je dort, wo wir leben. Und darum, allein darum geht es in der Charta.

Der Rat der EKD hat in seiner Sitzung am 18. Mai 2001 die Charta als ein hilfreiches Dokument zur Vertiefung der ökumenischen Zusammenarbeit gewürdigt. Er hofft, dass die Charta zur Wahrnehmung der gemeinsamen Verantwortung der Kirchen in Europa beiträgt. Die gemeinsame Unterzeichnung auf dem Ökumenischen Kirchentag in Köln ist sicher ein highlight unserer ökumenischen Gemeinsamkeit.

In der Charta Oecumenica geht es ja darum, dass die bisher erarbeiteten Themen und Herausforderungen auf allen ebenen kirchlichen Lebens ausbuchstabiert werden, von der Gemeinde bis zur europäischen 

Ebene. Das, was unter „Unsere gemeinsame Verantwortung in Europa“ steht (Kapitel III der Charta) ist ein zentraler Aspekt unserer sozialen und gesellschaftlichen Verantwortung. Dazu gehören Verpflichtungen wie: 

Nationalismus überwinden, sich für Minderheiten, für gewaltfreie Lösungen einsetzen, aber auch die Frage des solidarischen Lebensstils, ebenso wie die Auseinandersetzung mit der Vergangenheit.

Es geht nicht um neue Forderungen oder gar Überforderungen, aber um die Fortsetzung eines Weges, auf den wir uns längst und unwiderruflich in der ökumenischen Bewegung, im Konziliaren Prozess gemacht haben.

VI. Herausforderungen, die sich aus dem europäischen Integrationspro​zess er​ge​ben

1. Kirchen im Umbruch

Seit 1997 ist viel passiert. Europa hat sich weiter grundlegend verändert durch den Beitritt von nun 10 Staaten. Die religiösen und sozialen Situationen in den Beitrittsländer sind unterschiedlich -  und sie unter​scheiden sich zum Teil von denen der westeuropäischen Mitgliedsstaaten. Vor allem in den baltischen Ländern, aber auch in der Tschechischen Republik ist ein Großteil der Bevölkerung ohne re​ligiöse Prägung oder bezeichnet sich selbst als atheistisch. Mit den wirtschaftlichen und sozialen Modernisierungs​prozessen in diesen Ge​sellschaf​ten geht einher, dass sich den Menschen eine Vielzahl von weltanschaulichen Opti​onen bietet. Es ist damit zu rechnen, dass die Frömmigkeit und die Zugehörigkeit zur Kirche oder Weltanschauung nicht mehr durch die Herkunft und die Tradition ver​mittelt werden, son​dern dass man sich auf dem Markt der Weltanschauungsange​bote frei orientiert. 
Viele Kirchen in Mittel- und Osteuropa nehmen eine sehr ambivalente Haltung ge​genüber der neueren gesellschaftlichen Entwicklung ein. Auf der einen Seite hat die Entwicklung, die Ende der 80er, Anfang der 90er eingeleitet worden ist, zu Be​freiung von Unterdrückung, zu einem Ende der Bevormundung, des Dru​ckes und des Versuches, Religion aus der Gesellschaft zu elimi​nieren, geführt. Andererseits haben sie das Empfinden, jetzt auf einmal einer anderen Form von Atheismus aus​gesetzt zu sein; einer westlichen Gesellschaft, die ge​prägt ist durch Kommerzialisie​rung ; einer Gesellschaft, in der religiöse Werte im Alltag keine Rolle spielen; einer Gesellschaft, die arm und reich gnadenlos gegeneinander ausspielt. Jahrzehntelang hat man sich dagegen wehren müssen, dass die kommunistische Diktatur die Kirche zerstören wollte. Nun meint man sich dagegen wehren zu müssen, dass ein westli​cher Atheismus die Gesellschaft zersetzt. Die Identität der Kirchen wird deshalb häufig in der Abgrenzung von gesellschaftlichen Prozessen beschrieben, in der Ab​grenzung von dem, was sich sozusagen als moderner Kapitalismus entwickelt.

Die evangelischen Kirchen in den allermeisten Beitrittsländern sind (abgesehen von den Sondersituationen in Estland und Lettland) Minderheitskirchen. Größ​tenteils kleine Kirchen, zumeist mit einer dominierenden römisch-katholischen Kirche, die schon aufgrund ihrer Tradition und Größe Öffentlichkeitswirkung hat. Aber die Evan​gelischen unterliegen genau denselben Herausforderung wie die anderen Kirchen auch: Es gilt, in der Öffentlichkeit darzustellen, wofür sie stehen; in der Öffentlichkeit zu sagen, was die eigene Botschaft ist. Das ist eine Herausforderung, sich zu profi​lieren um wahrgenommen zu werden. 

Die evangelische Botschaft von der Freiheit eines Christenmenschen und von dem Engagement für den Nächsten brauchen die Menschen. Sie macht sie frei und gibt ihnen Orientierung, damit sie in einer individualisierten offenen Ge​sellschaft ein ei​genes, verantwortetes Leben vor Gott und vor ihren Mitmen​schen führen können. Die evangelischen Kirchen haben ein Pfund, mit dem sie wuchern können.

Aber in manchen evangelischen Diasporakirchen im östlichen Europa wachsen die Tendenzen zu Konfessionalismus und Dogmatismus, die Tendenzen, sich abzu​schotten von diesen Individualisierungs- und Säkularisierungsschüben, und darin etwas Feindliches zu sehen. Das theologische Programm der Missouri-Synode aus den USA hat in dieser Situation für manche Kirchen einige Attrak​tivität. 

In den zwischenkirchlichen Beziehungen ist dies ein kritisches Thema, eines an dem deutlich wird, dass wir im westlichen und östlichen Europa noch weit voneinander entfernt sind. 

Das Wort "Ökumene" oder "ökumenisch" ist in weiten Teilen Osteuropas zu einem Unwort, gar einem Schimpfwort geworden. Man kann von "interreligiösen Dialogen" und auch von "Zwischenkirchlicher Hilfe" sprechen; aber die Rede von Ökumene ist verpönt. Natürlich kommen hier viele Momente zusammen, Vor allem aber ist das Wort "Ökumene" belastet durch die Erfahrungen aus der Zeit der kommu​nistischen Diktatur bzw. der Sowjetherrschaft. Offenbar haben viele Menschen öku​menische Einrichtungen - wenn überhaupt - als staatlich gesteuerte Gremien und politische Kontrolle der Kirchen erlebt. Sie haben ihre Frömmigkeit und ihre konfessionelle Identität gegen diese als aufgezwungen empfundenen Einrichtungen verteidigt. Sie begegnen Vertrete​rinnen und Vertreter heutiger ökumenischer Organisationen mit dem Vorwurf der Kollabo​ration. Die westlichen ökumenischen Gremien hätten durch die ihre Kontakte zu den natio​nalen ökume​nischen Räten und gewissen kompromittierten Kirchenführern die wahren Christen in den Ländern der kommunistischen Herrschaft verraten. 

Auf diesem Felde zeichnet sich eine große Aufgabe für die kirchliche Zeitgeschichte ab. Es gilt, kritisch danach zu fragen, wie sich die Kirchen und die Christen in den kom​munistisch besetzten Ländern und in der Sowjetunion zu den atheistischen Herrschaftssyste​men verhalten haben. Ein Prozess, der in der Ökumene mit "Healing Memories" benannt wird.


Viele Christinnen und Christen Osteuropas aller Konfessionen empfinden in ethischen Fragen eine große Distanz zu ihren Brüdern und Schwestern in den westlich geprägten Ländern. In Fragen wie der nach der Akzeptanz von Homosexualität in der Kirche und in der Gesellschaft, nach der Rolle der Frauen in der Kirche und in der Gesellschaft, nach der Straf​freiheit bei Abtrei​bungen, nach dem Umgang mit HIV/AIDS infizierten Menschen haben sie das Empfinden, einem libertinären Säkularismus gegenüber zu stehen und nicht frommen Menschen. Wir sind deshalb allesamt gefordert, aufzuzeigen und darzustellen, wie wir aus unserem Verständnis der Bibel und des evangelischen Glaubens zu begründeten Urteilen in ethischen Fragen kommen, die gesellschaftlich umstritten sind. Gerade wenn bei unseren Projekten und Programmen Genderaspekte eine wichtige Rolle spielen, die HIV/AIDS-Problematik oben auf der Agenda steht, die Ablehnung von Homosexualität in der Kirche zu Kopfschüt​teln führt, die Verweigerung der Frauenordination kirchenpolitische Konflikte auslöst - gerade dann ist es notwendig zu erklären, wie sich unsere Urteile gebildet haben. 

2. Europa im Umbruch

Die politischen Prozesse in den Ländern Europas und auf europäischer Ebene fordern die Christinnen und Christen und Kirchen heraus. In den selben Jahren, in denen die Kirchen an der Charta Oecumenica arbeiteten, weil deutlich war, dass die Verpflichtung zur Zusammenarbeit in einem Dokument formuliert werden musste, arbeiteten die Mitgliedsstaaten der EU an einer Charta der Grundrechte. Die Kirchen haben sich in  vielen Ländern sowie auf europäischer Ebene intensiv in diesen Prozess eingebracht, ging es doch um die Formulierung von grundlegenden Werten für das Zusammenleben der Menschen in Europa. Der Entstehungsprozess und die Debatte um einen europäischen Verfassungsvertrag waren ebenfalls Anlass für die Kirchen, ihre Stimmen zu bündeln und einzubringen, vor allem durch  ihre Büros in Brüssel und Straßburg: das Büro der EKD, das Büro der Katholischen Bischofskonferenzen in der COMECE und das Büro der KEK.

Der - umstrittene - Umfang des Verfassungsvertrages macht deutlich, wie viele Ebenen politischen Handelns inzwischen auf europäischer Ebene diskutiert und entschieden werden: da findet man alle Themen wieder, die uns in Zusammenhang des Konziliaren Prozesses beunruhigen, die in der Charta Oecumenica als Herausforderungen für unser Handeln aus dem gemeinsamen Glauben heraus genannt werden, die sich als Anfragen für die Zukunft dieses Kontinents und seiner Verantwortung für die Welt stellen. Das gemeinsame Haus Europa ist keine Vision mehr, ist längst in Besitz genommen - auch wenn die Besitzverhältnisse, wenn der Lebensstil, wenn die Gastfreundschaft, wenn der Geist, der dieses Haus prägt, noch nicht unseren Vorstellungen von einer solidarischen Hausgemeinschaft entsprechen. Aber das Bewusstsein dafür, dass die anstehenden Fragen nur gemeinsam zu lösen sind, ist da - und immer mehr Menschen in Europa merken, dass das Schimpfen über die angeblich zusätzliche europäische Bürokratie zu weiten Teilen ein Nebenschauplatz ist - dass Vieles, was nun europaweit umgesetzt wird in Bereichen wie Ökologie, Nachhaltigkeit, Öffnen der Grenzen gegen nationale Einzelinteressen durchgesetzt werden muss. Die Debatte um den CO2 Ausstoß von deutschen Autos ist dafür ein beschämendes Beispiel. 

Und so mischen sich die Kirchen in den letzten Jahren heftig ein: zu Sozialstandards, Dienstleistungsrichtlinie, Europäischer Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Antidiskriminierungsrichtlinie, Bildungskonzepten, Menschenrechtsfragen etc. 

Durchzogen wird aber die ganze Europadebatte - ob im säkularen oder im kirchlichen Raum von der Frage: was für eine Vision von Europa haben wir? Was hat Europa geprägt, was soll Europa prägen? Je komplexer die Rolle der EU wird, je mehr so unterschiedliche Staaten wie Rumänien und Finnland dazu gehören, je lauter die Frage nach einem möglichen Beitritt der Türkei zur EU wird, umso größer wird der Klärungsbedarf. Und wir, die wir die Kirchen in diesen Debatten vertreten, verweisen immer wieder auf die Charta Oecumenica: auf die spirituellen Wurzeln Europas, auf die Werte, für die wir stehen, darauf, dass Europa nicht an den Grenzen der EU aufhört, darauf, dass Europas Weltverantwortung auch verantwortlich wahrgenommen werden muss. 

VII. Warum brauchen wir eine 3. Europäische Ökumenische Versammlung? 

Weil wir uns verändert haben und weil Europa sich verändert hat. 

I. Die Gemeinschaft der Kirchen und Konfessionen im Glauben an den dreieinigen Gott muss immer wieder in der gemeinsamen gottesdienstlichen Feier bekräftigt - und im Dialog vertieft werden. Da haben wir eine Menge Themen, Konflikte, Verwerfungen.

II. Gerechtigkeit im Horizont der Globalisierungsprozesse muss weiter ausbuchstabiert werden. Die europäische Antwort auf den Agape-Prozess des ÖRK, wie sie von den Mitgliedskirchen der KEK für Porto Alegre formuliert wurde, muss deutlicher in Gespräch eingebracht und präzisiert werden. Und wir haben die Verantwortung weiter zu tragen, dass Gerechtigkeit für Frauen nicht unter der Hand zur erledigten Pflichtübung erklärt wird. 

III. Die Friedensthematik ist hoch brisant - das muss ich hier nicht entfalten. Einerseits sind aus den zarten Ansätzen Projekte und Programme wie "Healing Memories", Friedensdienste, europäische Politikentwicklungen gewachsen, sind die abgrundtiefen Gräben zwischen denen, die für verschiedene Gewichtungen oder Zuordnungen militärischer oder nichtmilitärischer Optionen stehen, überbrückt - andererseits wächst der Handlungsdruck auf europäischer Ebene enorm. Und die Kirchen sind gefragt - nah bei den Menschen, selber Akteure in kultureller Vergewisserung und ihren Folgen, verpflichtet dazu, Friedensstifter zu sein. 

IV. Bewahrung der Schöpfung  - an dem Thema wird deutlich, wie relativ es ist, dass sich in den letzten 10 Jahren so viel von dem politisch umsetzen ließ, was gefordert wurde. Denn alle bisherigen Schritte reichen auch nicht ansatzweise, wie die veröffentlichte UN-Studie zu Klimaschutz nachweist. Dass es keinen einzigen verantwortbaren Grund dafür gibt, die Umweltbedingungen für die nachfolgenden Generationen nachhaltig zu zerstören, ist scheinbar immer noch nicht begriffen, geschweige denn politisch umgesetzt! Seit Graz hat sich ein Christliches Umweltnetzwerk gegründet (ECEN), das europaweit Initiativen vernetzt und Standards setzt. Auch zu dem Thema müssen wir unkorrumpierbar deutlich sein - nach Innen und Außen. Dass Lebensqualität und Verzicht auf Vieles von dem, was unverzichtbar scheint, zusammengehören, ist eine von Anbeginn an mit der christlichen Existenz verbundene Weisheit. 

Dies sind nur einige Stichworte, die nach Hermannstadt führen und münden sollen in eine EÖV3, in der gemeinsame Vergewisserung im Glauben genauso Platz haben soll wie eine Verständigung untereinander über unser Engagement, genauso wie eine klare Stimme in die europäische Öffentlichkeit hinein. Und dass dies in Hermannstadt, in Rumänien, in einem nun gemeinsamen politischen, kulturellen und sozialen Gestaltungsraum geschehen darf, ist eine ungeheure Chance. 

Antje Heider-Rottwilm, Oberkirchenrätin, 
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